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Rechtslage 
Ist ein in Auftrag gegebenes Werk mangelhaft, kann der Besteller grundsätzlich Gewährleistungsansprüche gegen den Werkunternehmer geltend machen. Ein Mangel liegt dabei vor, wenn das Werk bei Abnahme von der vertraglich geschuldeten Beschaffenheit abweicht. Die Abweichung kann darin bestehen, dass entweder das Werk nach der Verkehrsauffassung fehlerhaft ist (z. B. undichtes Dach) oder dass eine zugesicherte oder vorausgesetzte Eigenschaft fehlt (z. B. das Sportschwimmbecken ist kürzer als vereinbart).
Weist das Werk einen erheblichen Mangel auf oder weicht es so sehr vom Vertrag ab, dass es für den Besteller unbrauchbar ist oder dass ihm die Annahme nicht zugemutet werden kann, so kann er den Vertrag aufheben (wandeln). Bei Verschulden des Unternehmers kann er zusätzlich Schadenersatz verlangen. Die Unzumutbarkeit ist aufgrund einer Interessenabwägung zu beurteilen. Ausschlaggebend sind in erster Linie Art und Ausmass der Werkmängel. 

Beispiele: 

-
Maschine, welche die zugesicherte Leistung nicht erbringen kann.

-
Zwei Öltanks, die geliefert und an Ort und Stelle zusammengeschweisst wurden, sind probeweise mit Wasser gefüllt worden und dabei geborsten, so dass sie für den Besteller unbrauchbar wurden 

Die Wandelung ist ausgeschlossen bei Werken, die auf Grund und Boden des Bestellers errichtet sind (Immobilien) und mit deren Entfernung dem Unternehmer unverhältnismässige Nachteile drohen. 

Sind die Mängel oder die Abweichungen vom Vertrag minder erheblich, so kann der Besteller den Vertrag nicht wandeln, sondern nur die Minderung des Werklohnes verlangen oder wenn es dem Unternehmer keine übermässigen Kosten verursacht, die unentgeltliche Nachbesserung des Werkes verlangen. Bei Verschulden des Unternehmers kann er zusätzlich Schadenersatz verlangen (Art 368 OR).
Der Besteller muss dem Unternehmer gegenüber die Wandelung erklären. Die empfangenen Leistungen sowie der aus dem Vertragsgegenstand gezogene Nutzen sind danach von beiden Vertragsparteien nach den Regeln der ungerechtfertigten Bereicherung zurückzuerstatten. 

Mängelrüge: Damit eine Sachgewährleistungspflicht des Unternehmers besteht, muss ein Sachmangel vorhanden sein. Des weitern muss das Werk abgeliefert worden sein. Und schliesslich muss der Besteller das Werk umgehend nach Empfang prüfen und sofort Mängelrüge erheben. Der Besteller hat das Werk nach Empfang zu prüfen, sobald es nach dem üblichen Geschäftsgange tunlich ist. Was nach dem üblichen Geschäftsgange tunlich ist, bestimmt sich nach den Umständen des Einzelfalles, der Branchenübung, der Natur des Werkes und der Art des Mangels. Unmittelbar nach Abschluss der Prüfung ist bei vorhandenen Mängeln eine so genannte Mängelrüge zu erheben. Diese sollte aus Beweisgründen schriftlich erfolgen. In der Regel müssen erkennbare Mängel innert 2 – 3 Tagen nach der Übergabe des Werkes und versteckte Mängel sofort nach der Entdeckung gerügt werden. Eine unterbliebene oder verspätete Rüge hat  zur Folge, dass das Werk als genehmigt gilt und die Mängelrechte somit untergehen. 

Das Wandelungsrecht sowie andere Gewährleistungsrechte entfallen, wenn die Gewährleistung vertraglich wirksam ausgeschlossen ist. Darüber hinaus kann diese nur in einem bestimmten Zeitraum nach Abnahme des Werkes geltend gemacht werden, der sog. Gewährleistungsfrist. Diese beträgt:

-  2 Jahr für die Geltendmachung der Gewährleistungsansprüche bei einem beweglichen Werk. Sofern jedoch ein bewegliches Werk, das in ein unbewegliches Werk integriert wird, bei diesem Mängel verursacht, beträgt die Verjährungsfrist fünf Jahre.

- 5 Jahre für Ansprüche gegen den Unternehmer, Ingenieur, Architekten, die auf Mängeln eines unbeweglichen Bauwerkes beruhen

- 10 Jahre bei absichtlicher Täuschung 

Vorgehen
Die Mängelrüge und auch die Geltendmachung der Wandelung sind nicht formbedürftig. Aus Beweisgründen empfehlen wir Ihnen aber eine schriftliche Erklärung abzugeben und den entsprechenden Brief per Einschreiben zu versenden. 

Frau

Paula Musterfrau

Musterstrasse 11

6008 Musterstadt

Herr

Franz Mustermann
Mustermannstrasse 12 

6008 Musterstadt:

Musterstadt, ______

Vertrag vom ______ 

Wandelung 

Sehr geehrter Herr Mustermann
Variante 1:

Mit Schreiben vom ______ habe ich Ihnen mitgeteilt, dass der von mir erteilte Auftrag ____________ von Ihnen nicht ordnungsgemäss ausgeführt worden ist. Zur Beseitigung der Mängel hatte ich Ihnen eine Frist bis zum ______ gesetzt. Bedauerlicherweise wurde der Mangel bis heute nicht behoben. Entsprechend meiner Ankündigung mit Schreiben vom ______ lehne ich nunmehr jede Nachbesserung ab und mache mein Recht auf Wandelung geltend. In diesem Sinne trete ich hiermit vom Vertrag zurück.

Variante 2:

Hiermit teile ich Ihnen mit, dass der von mir erteilte Auftrag ____________ von Ihnen nicht ordnungsgemäss ausgeführt worden ist. _________ (Werk) weist folgende Mängel auf: _______. Diese Mängel machen _______ (Werk) für mich unbrauchbar. Aus diesen Gründen mache ich mein Recht auf Wandelung gelten. In diesem Sinne trete ich hiermit vom Vertrag zurück.

Ich fordere Sie deshalb auf, den von mir bereits gezahlten Werklohn in Höhe von CHF______ 

bis spätestens ______ auf mein Konto bei der ______, Konto-Nr.: ______ zurückzuzahlen. 

Freundliche Grüsse

Paula Musterfrau

